
Sag, \Miehältst du es mit der Impfung?
Was Arbeiffeber fragen dürfen

00ffa*triclrt*r* DTENSTAG, 24. AUGUST 2021

Ob Gesundheitsdaten im Betrieb erhoben werden dtir{en, ist trnter Erperten umstritten
iON ELISABETH PRECHTL

LlNz. Die US-Konzerne Google und
Facebook haben sie firr ihre it{itar-
beiter verhangt, in Italien hat der
Gesundheitsstaatssekretar ges-

tern die Einführung eiler Corona-
lmpfpflicht zuminclest entogen.
Ob in Östcrreich ein Arbeitgeber
l'on sehen Nlitarbeitern verlangen
darf, sich impfen zu lassen, u,ird
kontror.ersiell diskutiert. Schon
an der Frage, ob der Arbeitgeber
den lmpfstatus erheben darf,
scheiden sich die Geister. Ein
llberbhck uber die Rechtslage:

; Darf ein Arbeitgeber
.' den lmpfstatus seiner

+ Mitarbeitererfragen?
Das ist nicht eindeutig geklift.
,,Nach herrschender Ansicht darf
der ,\rbeltgeber das", sagt Johan-
nes Winkler. Der Linzer Anwalt ist
Spezialist ftir Arbeitsrecht. Das Er-
fassen von Gesundheitsdatcn sei
eil Eingriff in die Personlichkeits-
rechte. Andererseits habe der Ar-
beitgeber eine Fürsorgepflicht ge-
genüber den IVitarbeitern. ,,Ich
muss eine Interessensabwägung
rornehmen", sagt Winkler. Diese
gäbe cien Ausschlag zugunsten
des Dienstgebers.
.\nders sieht dies Ernst Stummer,
Direktorin-Stellvertreter in der Ar-
beiterkammer Oberösterreich:
,,Ein Fragerecht ist gesetzhch nicht
r.'orgesehen." Der Schutz der Ge-

sundheitsdaten der Arbeitnehmer
rrrude daher r, rrgeht n.

g Der Mitarbeiter verweigert
J die Auskunft. Darf ich ihn
,n, kündigen?

Schweigt der Mitarbeiter sich tiber
seinen Impfstatlrs aus, ist das laut
\Vinkler kern Entlassungsgrund.
Ktrndigen kann der Arbeitgeber
ohne dle Angabe von Gründen.
Der betroffene Nlitarbeiter hat
aber die N1öglichkeit, bei Yorliegen
entsprechender Grtrnde die Ktin-
digung vor Gericht anzufcchten,
etvr''a aufgrund von Sozialuidrig-
keit. Dann muss der Arbeitgeber
seine Grirnde darlegen und auch

Der Gesetzgeber kann eine lmpfpflicht für bestimmte Berufsgruppen erlassen
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(vowe, privat)

schließen *-ürde. \\ er sich u'eige-
re, körure seine Kurdigung wohl
nicht anfechten. Nlög1ich sei, die
gesetzhche Bestimmung beim
!erfassungsgerichtshof 7.rL be-
kärrrpterr, srgl h LlIJer.
Ein Sonderfall sind Bundeslehrer
im Beamtcndienstr erhaltrus : lvlög-
lich srnd laut \\'inkler ein Diszipli-
nan'erfahren und, bei hartnäcki-
ger \\'eigerung, erne Entlassung.

Was gilt bei der Einstellung
..j neuer Mitarbeiter?
., Laut Strururer hat der,\rbeit-

gcber kern besoncleres lnteresse,
cien potenziellen Nlitairbeiter nach
Gesundheitsdaten zu fragen. Laut
\\'inkler darf er fragen. Eine Per-
son, die nicht ehgestellt lvird,
könne gegebenenfalls ernen Ver-
stoß gegr'n das DiskrirnLäreruxg,s-
'u,erbot geltend machen r.rnd Scha-
denersatz verlangen. Das sei aber
nur bei un Gesetz aufgezählten
Gruinden rnöglich. Neben dem Ge-

schlecht gehört ehr.a ;itrch clie

$-eltanschauung dazu: Impf'en la1-

Ie aber rucht darunter.
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,,Ein Fragerecht des

Arbeitgebers ist gesetzlich
nicht vorgesehen. Die

Frage ist nicht berechtigt,
daher hat der Mitarbeiter
keine Auskunftspflicht."

I Ernst Stummer,
Direktorin-Stel lvertreter AK0Ö

ber'r'eisen:,,Eine \\'eigerung, sich
impfen zu lassen, reicht als Be-
grundung nicht aus", sagt Stum-
mer. Laut Whkler läuft es auf eine
I ntcressenabu'ägung hilaus.
Bevor eine Kündigung aus6lespro-
chen lr-erde, sollte der Arbeitgeber
generell prufen, ob es die Nlöglich-
keit gibt, den Mitarbeiter anders
einzusetzen, etwa im Homeoffice,

.,Ein fu'beitgeber kann die
Inrpfiurg nicht \-erlangen.
Der Gesctzgeber könnte
aber eine Irnpfoflicht für

bestimmte Bemt.sgruppen
einfiihren. rvenn es sach-

lich begltindbar ist."
Johannes Winkler, Anwalt

einem Einzelbtiro oder ohne Kon-
takt mit Kunden, rät \\'inkler.

s B Kann ein Dienstgeber eine
t' lmpfung verlangen?
ar Nem, derzcit nich.t. .\nclers

u,äte es, uem der Gesetzgeber
ehe Impfpflichl flir bestinrnrte Ber-

rufsgruppen, ely,a im Gestmd-
heits- bzn'" Bilciungsbereich, be-
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